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Ausgangslage 

Mit Schreiben vom 18. Juli 2022 informiert die Baudirektion Kanton Zürich über die Parla-

mentarische Initiative betreffend Ergänzung des Planungs- und Baugesetzes (PBG) zum 

Schutz von Vögeln vor transparenten Glasfassaden. Der Gemeinderat wird gemäss § 65 

Abs. 3 KRG zu einer Stellungnahme bis spätestens 30. September 2022 eingeladen.  

 

Gemäss Schätzungen der Schweizerischen Vogelwarte Sempach sterben in der Schweiz 

jährlich Hunderttausende Vögel beim Aufprall auf transparente Verglasungen sowie verspie-

gelte Gläser und Fassaden. Im Gegensatz zu Menschen können Vögel transparente Flächen 

nicht erkennen – sie erkennen nur, was dahinter liegt. Das Problem der transparenten Flä-

chen hat sich in letzter Zeit verstärkt, obwohl die Glasindustrie ernsthaft bemüht ist, Pro-

dukte auf den Markt zu bringen, die die Kollisionsrate massiv senken.  

 

Das geltende Recht sieht in verschiedenen Gesetzen den Schutz wild lebender Vögel vor 

(Art. 7 JSG, § 203 Abs. 1 lit. g PBG) und will qualvolles Töten – ob vorsätzlich oder fahrläs-

sig – bestrafen (Art. 26 Tierschutzgesetz). Insbesondere in den Siedlungsräumen oder ent-

lang von Verkehrsachsen greift dieser Schutz jedoch nicht. 

 

Um die theoretisch gesetzlich geschützten Vögel tatsächlich besser schützen zu können, 

sieht die Initiative vor, dass im Zürcher PBG eine geeignete Vorschrift im IV. Titel «Das öf-

fentliche Baurecht», 1. Abschnitt: «Die Bauvorschriften», B. «Grundanforderungen an Bau-

ten und Anlagen», ergänzt wird. 

 

Erwägungen 

Gemäss § 239 Abs. 1 PBG müssen Bauten und Anlagen nach Fundation, Konstruktion und 

Material den anerkannten Regeln der Baukunde entsprechen und dürfen weder bei ihrer Er-

stellung noch durch ihren Bestand Personen oder Sachen gefährden. Seit der Änderung des 

Zivilgesetzbuchs vom 4. Oktober 2002, die am 1. April 2003 in Kraft getreten ist, sind Tiere 

keine Sache mehr (vgl. Art. 641a Abs. 1 ZGB).  

 

Zusätzlich zur Ergänzung von Abs. 1 soll § 239 PBG auch mit einem neuen Absatz 2 ergänzt 

werden. Dieser soll die gesetzliche Grundlage schaffen, bauliche Massnahmen anordnen zu 

können, wenn durch bestehende Bauten und Anlagen regelmässig Vögel gefährdet werden, 
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unabhängig von Änderungsbegehren. Die Massnahmen müssen nach den Umständen tech-

nisch und wirtschaftlich zumutbar sein.  

 

Stellungnahme 

Gestützt auf diesen Hintergrund wird die parlamentarische Initiative zur Änderung bzw. Er-

gänzung von § 239 Abs. 1 PBG im Grundsatz begrüsst. Das übergeordnete Gesetz sollte 

aber möglichst generell gehalten werden. Die konkreten Auflagen zum Vogelschutz sind 

dann in den entsprechenden Verordnungen zu regeln. Aus diesem Grund wird es als sinnvoll 

erachtet, dass § 239 Abs. 1 PBG mit «Tiere» anstelle «Vögel» ergänzt wird.  

 

§ 239 Abs. 1 PBG  

Bauten und Anlagen müssen nach Fundation, Konstruktion und Material den anerkannten 

Regeln der Baukunde entsprechen. Sie dürfen weder bei ihrer Erstellung noch durch ihren 

Bestand Personen, Tiere oder Sachen gefährden.  

 

Hingegen werden die zwei weiteren Anträge zur Ergänzung von § 239 PBG mit einem neuen 

Absatz 2 nicht befürwortet. Wird der erste Absatz von § 239 PBG wie erwähnt ergänzt, sind 

die zwei weiteren Anträge nicht notwendig.  

 

Beschluss 

 

1. Die Ergänzung von § 239 Abs. 1 PBG wird befürwortet. Im Sinne der Erwägungen wird 

jedoch beantragt, die Ergänzung von § 239 Abs. 1 PBG nicht explizit nur auf Vögel zu 

beschränken.  

 

2. Die Baudirektion wird ersucht, die Änderungsvorschläge zur Ergänzung des Planungs- 

und Baugesetzes in der weiteren Bearbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 

 

3. Die Fachverantwortliche Hochbau wird beauftragt, das Vernehmlassungsformular ent-

sprechend auszufüllen und der Fischerei- und Jagdverwaltung mit separatem Schrei-

ben fristgerecht zuzustellen.  

 

Mitteilung durch Protokollauszug 

– Akten 

 

Mitteilung per E-Mail 

– Fachbereich Hochbau 

 

Mitteilung durch separates Schreiben 

– Fischerei- und Jagdverwaltung des Kantons Zürich, Postfach, 8090 Zürich 
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